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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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203015

Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 

für die Laufbahn des mittleren technischen 
 Dienstes in der Staatlichen Arbeitsschutz-

verwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen
Vom 13. November 2014

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV. NRW. S.  224) verordnet das 
 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales im 
 Einvernehmen mit dem Ministerium für Inneres und 
Kommunales und dem Finanzministerium:

Artikel 1

§  33 der Verordnung über die Ausbildung und Prüfung 
für die Laufbahn des mittleren technischen Dienstes in 
der Staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 21. April 2011 (GV. NRW. 
S. 231) wird wie folgt gefasst:

„§ 33
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 29. April 2011 in Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 13. November 2014

Der Minister
für Arbeit, Integration und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Guntram  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2014 S. 846

20303

Anordnung über die Festsetzung 
von Amtsbezeichnungen für die Beamtinnen und 
Beamten bei den Körperschaften unter Aufsicht 

des Landes im Geschäftsbereich des für den 
 Bereich Soziales zuständigen Ministeriums 

des Landes Nordrhein-Westfalen
Vom 6. November 2014

Auf Grund der Nummer 1 Absatz 2 der Vorbemerkungen 
zu Anlage I des Übergeleiteten Besoldungsgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. Mai 2013 (GV. 
NRW. S.  234) und des §  8 Absatz  5 in Verbindung mit 
 Absatz  1 Satz  2 des Landesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 (GV. 
NRW. S. 154) werden die Amtsbezeichnungen für die Be-
amten bei den Körperschaften unter Aufsicht des Landes 
im Geschäftsbereich des für den Bereich Soziales zustän-
digen Ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem 
 Ministerium für Inneres und Kommunales wie folgt fest-
gesetzt:

1.   Amtsbezeichnungen für die Mitglieder der Geschäfts-
führung der Deutschen Rentenversicherung Rhein-
land und der Deutschen Rentenversicherung Westfa-
len:

  Erste Direktorin oder Erster Direktor – für die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden der Geschäftsführung

  Direktorin oder Direktor – für die anderen Mitglieder 
der Geschäftsführung.

2.   Amtsbezeichnungen für die Geschäftsführung der 
Unfallkasse Nordrhein-Westfalen:

  Direktorin oder Direktor der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen – für die Geschäftsführerin oder den Ge-
schäftsführer

  Stellvertretende Geschäftsführerin oder stellvertre-
tender Geschäftsführer der Unfallkasse Nordrhein-
Westfalen – für die Stellvertreterin oder den Stellver-
treter.

3.   Amtsbezeichnungen für die Beamtinnen und Beamten 
des höheren Dienstes:

 Abteilungsdirektorin oder Abteilungsdirektor
   als Leiterin oder Leiter großer und bedeutender 

Abteilungen oder 
   als Leiterin oder Leiter des vertrauensärztlichen 

Dienstes oder 
   als Leiterin oder Leiter des ärztlichen Dienstes 

eines Rentenversicherungsträgers
  Leitende Verwaltungsdirektorin oder Leitender Ver-

waltungsdirektor
  Leitende Baudirektorin oder Leitender Baudirektor 
  Leitende Medizinaldirektorin oder Leitender Medizi-

naldirektor
 Verwaltungsdirektorin oder Verwaltungsdirektor
 Baudirektorin oder Baudirektor
 Medizinaldirektorin oder Medizinaldirektor
 Oberverwaltungsrätin oder Oberverwaltungsrat
 Oberbaurätin oder Oberbaurat
 Obermedizinalrätin oder Obermedizinalrat
 Verwaltungsrätin oder Verwaltungsrat
 Baurätin oder Baurat
 Medizinalrätin oder Medizinalrat

4.   Amtsbezeichnungen für die Beamtinnen und Beamten 
des gehobenen und mittleren Dienstes:

  Verwaltungsoberamtsrätin oder Verwaltungsober-
amtsrat

 Verwaltungsamtsrätin oder Verwaltungsamtsrat
 Verwaltungsamtfrau oder Verwaltungsamtmann
  Verwaltungsoberinspektorin oder Verwaltungsoberin-

spektor
 Verwaltungsinspektorin oder Verwaltungsinspektor
  Verwaltungsamtsinspektorin oder Verwaltungsamtsin-

spektor
  Verwaltungshauptsekretärin oder Verwaltungshaupt-

sekretär
  Verwaltungsobersekretärin oder Verwaltungsoberse-

kretär
 Verwaltungssekretärin oder Verwaltungssekretär

5.  Diese Anordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Düsseldorf, den 6. November 2014

Der Minister
für Arbeit, Integration und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Guntram  S c h n e i d e r

– GV. NRW. 2014 S. 846

20320

Zweite Verordnung zur 
Änderung der DHPolG-Ausführungsverordnung

Vom 24. November 2014

Auf Grund des § 15 des Landesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 (GV. 
NRW. S. 154), der zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 29. März 2007 (GV. NRW. S. 137) geändert worden 
ist, verordnet das Ministerium für Inneres und Kommu-
nales im Einvernehmen mit dem Finanzministerium:

Artikel 1

Die DHPolG-Ausführungsverordnung vom 29. August 
2007 (GV. NRW. S. 365), die zuletzt durch Verordnung 
vom 9. Oktober 2013 (GV. NRW. S. 570) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.   In § 1 wird jeweils das Wort „Bundesbesoldungsge-
setz“ durch die Wörter „ des Übergeleiteten Besol-
dungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen“ er-
setzt.
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2.  § 2 wird aufgehoben.

3.   In § 4 Absatz 2, § 5 Absatz 3 und § 8 wird jeweils das 
Wort „Innenministerium“ durch die Wörter „für Inne-
res zuständige Ministerium“ ersetzt.

4.  § 10 wird wie folgt gefasst:

 „§ 10
 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. November 2014

Der Minister 
für Inneres und Kommunales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r  MdL

– GV. NRW. 2014 S. 846

232

Verordnung 
zur Entfristung und Änderung befristeter 

Rechtsverordnungen im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Bauen, Wohnen, 

Stadtentwicklung und Verkehr
Vom 24. November 2014

Auf Grund

–  des § 20 Absatz 4, 5 und 6,

–  des § 24 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 2,

–  des § 79 Absatz 4,

–  des § 85 Absatz 1 Nummer 1, 2, 3, 5, 6, 8 und 9, Absatz 
2 Satz 1 Nummer 1,3 und 4, Absatz 3, Absatz 4, Absatz 
6 Nummer 1 und 2 und Absatz 8 und insoweit nach 
Anhörung des für Bauen zuständigen Ausschusses des 
Landtags,

der Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256), verordnet das 
Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und 
Verkehr:

Artikel 1
Änderung der Verordnung über bautechnische Prüfungen

Die Verordnung über bautechnische Prüfungen vom 6. 
Dezember 1995 (GV. NRW. S. 1241), die zuletzt durch Ver-
ordnung vom 17. November 2009 (GV. NRW. S. 712) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1.   Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 31 wie 
folgt gefasst:

 „§ 31 Inkrafttreten“.

2.  § 31 wird wie folgt gefasst:

 „§ 31
 Inkrafttreten

Die Verordnung tritt am 1. Januar 1996 in Kraft.“

Artikel 2
Änderung der Verordnung über staatlich anerkannte 

Sachverständige nach der Landesbauordnung

Die Verordnung über staatlich anerkannte Sachverstän-
dige nach der Landesbauordnung vom 29. April 2000 
(GV. NRW. S. 422), die zuletzt durch Verordnung vom 

17.  November 2009 (GV. NRW. S. 713) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1.   Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 26 wie 
folgt gefasst:

 „§ 26 Inkrafttreten“.

2.  § 26 wird wie folgt gefasst:

 „§ 26
 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2000 in Kraft.“

Artikel 3
Änderung der Sonderbauverordnung

Die Sonderbauverordnung vom 17. November 2009 (GV. 
NRW. S. 682) wird wie folgt geändert:

1.   Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 146 wie 
folgt gefasst:

 „§ 146 Inkrafttreten, eingeleitete Verfahren“.

2.  § 146 wird wie folgt gefasst:

 „§ 146
 Inkrafttreten, eingeleitete Verfahren

(1) Diese Verordnung tritt am 28. Dezember 2009 in 
Kraft.

(2) Vor Inkrafttreten dieser Verordnung eingeleitete Ver-
fahren sind nach den bisher geltenden Verordnungen 
weiterzuführen. Auf Verlangen der Antragsteller sind die 
Vorschriften dieser Verordnung anzuwenden.“

Artikel 4
Änderung der Bauprodukte- und Bauartenverordnung

Die Bauprodukte- und Bauartenverordnung vom 17. No-
vember 2009 (GV. NRW. S. 717) wird wie folgt geändert:

1.   In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 15 wie 
folgt gefasst:

 „§ 15 Inkrafttreten“.

2.  § 2 wird wie folgt gefasst:

 „§ 2
 Anforderungen

Für

1.   die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung 
tragender Stahlbauteile auf der Baustelle,

2.   die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung 
tragender Aluminiumbauteile auf der Baustelle,

3.   die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung 
von Betonstahlbewehrungen,

4.   die Ausführung von Leimarbeiten zur Herstellung 
tragender Holzbauteile und von Brettschichtholz,

5.   die Herstellung und den Einbau von Beton mit höhe-
rer Festigkeit und anderen besonderen Eigenschaften 
(Beton der Überwachungsklasse 2 und 3) auf Baustel-
len, die Herstellung von vorgefertigten tragenden 
Bauteilen aus Beton der Überwachungsklasse 2 oder 3 
sowie die Herstellung von Transportbeton und

6.   die Instandsetzung von tragenden Betonbauteilen, 
deren Standsicherheit gefährdet ist, 

müssen die Hersteller und die Anwender über Fachkräfte 
mit besonderer Sachkunde und Erfahrung sowie über 
besondere Vorrichtungen verfügen. Dies bezügliche 
Anfor derungen stellen die technischen  Regeln und die 
Anlagen, die in den Fällen des Satzes 1

 Nummer 1 unter der laufenden Nummer 2.4.1,
 Nummer 2 unter der laufenden Nummer 2.4.3,
 Nummer 3 unter der laufenden Nummer 2.3.3,
 Nummer 4 unter der laufenden Nummer 2.5.1,
 Nummer 5 unter der laufenden Nummer 2.3.1 und
 Nummer 6 unter der laufenden Nummer 2.3.7

in der jeweils geltenden Fassung der Liste der Techni-
schen Baubestimmungen im Ministerialblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen bekannt gemacht sind.“
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3.  § 15 wird wie folgt gefasst:

 „§ 15
 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 28. Dezember 2009 in Kraft.“

Artikel 5
Änderung der Camping- und 
Wochenendplatzverordnung

§ 11 der Camping- und Wochenendplatzverordnung vom 
24. März 2011 (GV. NRW. S. 197) wird wie folgt gefasst:

 „§ 11
 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.“

Artikel 6
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. November 2014

Der Minister
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen

Michael  G r o s c h e k

– GV. NRW. 2014 S. 847

237

Neunte Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten 

auf dem Gebiet der sozialen Wohnraumförderung 
und anderer Maßnahmen des Wohnungswesens

Vom 14. November 2014

Auf Grund des § 33 Absatz 6 Satz 1 des Wohngeldgeset-
zes vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856), der durch 
Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 9. November 2012 
(BGBl. I S. 2291) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 Satz 2 der Wohngelddatenabgleichsverord-
nung vom 8. November 2005 (GV. NRW. S. 916) sowie § 3 
Absatz  5 Satz  2 und Absatz  6 des Gesetzes zur Förde-
rung und Nutzung von Wohnraum für das Land Nord-
rhein-Westfalen vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S.  772), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. April 
2014 (GV. NRW. S.  269) geändert worden ist, verordnet 
das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen:

Artikel 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
der sozialen Wohnraumförderung und anderer Maßnah-
men des Wohnungswesens vom 2. Juni 1992 (GV. NRW. 
S.  190), die zuletzt durch Verordnung vom 19. Januar 
2012 (GV. NRW. S.  82) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  § 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§ 3
 Zuständigkeit der Gemeinden und von IT.NRW“.

 b)  Folgender Satz wird angefügt:

   „Der Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) ist die für den au-
tomatisierten Datenabgleich zuständige zentrale 
Landesstelle nach §  33 Absatz  3 bis 5 des Wohn-
geldgesetzes.“

2.  § 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Nummer 4 wird der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt.

 b)  Folgende Nummer 5 wird angefügt:

   „5. die Bestands- und Nutzungskontrolle von 
Wohnheimen, Pfl egewohnplätzen und Pfl egehei-
men.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 14. November 2014

Der Minister
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr

des Landes Nordrhein-Westfalen

Michael  G r o s c h e k

– GV. NRW. 2014 S. 848

2251

Satzung 
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) 

über die Förderung der Bürgermedien 
(Fördersatzung Bürgermedien)

Vom 21. November 2014

Aufgrund der §§  40 Absatz  6 und 40 c Absatz  2 Satz  2 
des Landesmediengesetzes Nordrhein-Westfalen (LMG 
NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. NRW. S. 334), zuletzt geän-
dert durch Artikel 1 des 14. Rundfunkänderungsgesetzes 
vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 387) erlässt die Landesan-
stalt für Medien Nordrhein-Westfalen (LfM) die folgende 
Satzung:

§ 1
Ziele und Grundsätze der Förderung

(1) Ziel der Förderung ist es, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass der Funktionsauftrag der nordrhein-
westfälischen Bürgermedien gemäß § 40 Absatz 1 LMG 
NRW erfüllt werden kann, so dass sich Bürgerinnen und 
Bürger im Rahmen der insgesamt generationsübergrei-
fenden und integrativen Nutzung der Bürgermedien an 
der Schaffung und Veröffentlichung von Inhalten in Me-
dien beteiligen können. Die Bürgermedien tragen so zur 
Ausbildung der Medienkompetenz der Bürgerinnen und 
Bürger bei, ergänzen durch innovative, kreative und viel-
fältige Inhalte insbesondere das lokale und regionale 
 publizistische Angebot für Nordrhein-Westfalen und 
leisten einen Beitrag zur gesellschaftlichen Meinungsbil-
dung.

(2) Durch die Förderung soll die Wahrnehmung und Ak-
zeptanz der Bürgermedien beim Publikum gesteigert 
werden.

(3) Die LfM unterstützt die Nutzung digitaler Verbrei-
tungswege durch die Bürgermedien. Sie fördert insbe-
sondere das Entstehen einer gemeinsamen Plattform, mit 
der die Auffindbarkeit von Beiträgen der Bürgermedien 
verbessert und die Teilhabe von Bürgerinnen und Bür-
gern durch Interaktivität gestärkt wird. 

(4) Ziel ist es, den Bürgerinnen und Bürgern ein breites 
Qualifi zierungs- und Nutzungsangebot zu unterbreiten 
und kontinuierlich weiter zu entwickeln.

(5) Die Förderung erfolgt nach pfl ichtgemäßem Ermes-
sen gemäß dieser Satzung ohne Rechtsanspruch im Rah-
men der verfügbaren Haushaltmittel. 

(6) Voraussetzung für die Gewährung von Zuschüssen ist 
der Nachweis einer entsprechenden Eigenleistung. 
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(7) Geförderte Projekte, Maßnahmen und Vorhaben sol-
len in der Regel in der Produktion mindestens eines sen-
defähigen Bürgermedienbeitrags oder einer Bürgerme-
diensendung münden.

(8) Die LfM veröffentlicht in Bekanntgaben die Rah-
menbedingungen für die Förderung von Projekten, Maß-
nahmen, Qualitätsmanagement, sonstigen förderfähigen 
Vorhaben und der Infrastruktur im Sinne von § 2 landes-
weit in geeigneter Weise, auch auf den Webseiten der 
LfM. Dabei werden unter anderem Umfang und Art der 
Förderung, Auswahlkriterien für die Vergabe und Fristen 
genannt. 

(9) Die LfM achtet bei der Förderung auf die regionale 
Verteilung, beim Bürgerfunk auf die Berücksichtigung 
möglichst aller Verbreitungsgebiete.

(10) Bei der Prüfung der zu fördernden Projekte, Maß-
nahmen und Vorhaben werden neben den vorrangigen 
inhaltlich qualitativen Kriterien, wie dem Grad zur Er-
reichung der unter Absatz  1 bis 4 genannten Ziele und 
Aufgaben, unter anderem die Wirtschaftlichkeit und die 
Realisierbarkeit des Vorhabens innerhalb eines angemes-
senen Zeitraums und Umfangs, die Nachhaltigkeit des 
Angebotes, Art und Umfang der Eigenleistungen und die 
Erreichbarkeit der Zielgruppe berücksichtigt.

§ 2
Fördergegenstände

Die LfM fördert 

a)  Projekte im Sinne von § 40 Absatz 6 LMG NRW, 

b)   Ausbildungs- und Qualifi zierungsmaßnahmen, unter 
anderem Lehr- und Lernredaktionen und die Ausbil-
dung von LfM-Medientrainerinnen und Medientrai-
nern,

c)   Grundlagen technischer und organisatorischer Infra-
struktur, welche der Produktion von Beiträgen und 
der kontinuierlichen Arbeit der Einrichtungen dienen,

d)   den Betrieb und Maßnahmen der Lehr- und Lernsen-
der Hörfunk und Fernsehen, die der Qualifi zierung, 
der Vermittlung von Medienkompetenz sowie der Er-
probung innovativer Programm-, Partizipations- und 
Ausbildungsmodelle dienen,

e)   das Entstehen einer gemeinsamen Bürgermedienplatt-
form, 

f)   im Bürgerfunk Maßnahmen zur Qualifi zierung der 
Nutzerinnen und Nutzer im Sinne des § 40 a Absatz 2 
Satz 4 LMG NRW (Zertifi zierung), 

g)   im Bürgerfunk Schul- und Jugendprojekte zur Förde-
rung von Medienkompetenz unter der Voraussetzung, 
dass mit der Veranstaltergemeinschaft eine Koopera-
tion vereinbart wurde, in der Art, Umfang und Dauer 
der Kooperation geregelt und die von den jeweiligen 
Kooperationspartnern im Rahmen zu erbringenden 
Leistungen beschrieben sind, 

h)  Qualitätsmanagement,

i)   in besonderen Fällen Modellprojekte sowie Experi-
mente, die der Weiterentwicklung der Bürgermedien 
dienen.

§ 3
Art der Förderung

(1) Zuschüsse werden in der Regel als Geldmittel geleis-
tet.

(2) Die LfM kann darüber hinaus Sach- und Dienstleis-
tungen zur Verfügung stellen. 

(3) Die Förderung über den Finanzierungsbedarf hinaus 
ist nicht zulässig.

(4) Förderfähig im Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung von Projekten, Maßnahmen und Vorhaben im Sinne 
des § 2 Absatz 1 sind Personal- und Sachkosten. 

(5) Näheres wird in Bekanntgaben geregelt. 

§ 4
Förderempfänger

(1) Förderempfänger im Hinblick auf die unter § 2 auf-
geführten Fördergegenstände sind in der Regel juris-
tische Personen, die die Voraussetzungen für die Durch-
führung der Maßnahmen und Projekte erbringen. 

(2) Im Falle von § 2 i) können auch natürliche Personen 
Förderempfänger sein.

§ 5
Anträge

(1) Anträge sind schriftlich an die LfM zu richten. Für 
den Antrag sind – soweit vorhanden – die Vordrucke, die 
auf der LfM-Homepage zum Download bereitgestellt 
werden, zu verwenden. 

(2) Die Anträge haben alle für die Entscheidung über 
die Zuschussbewilligung erforderlichen Angaben und 
Unterlagen zu enthalten. Insbesondere ist das zu för-
dernde Vorhaben hinreichend genau darzustellen, die vo-
raussichtlich anfallenden Gesamtkosten der Projekte, 
Maßnahmen und Vorhaben und die Einnahmen bzw. Ei-
genleistungen sind dem Grunde nach zu beschreiben. 
Darüber hinaus sind Angaben zur Evaluation der Pro-
jekte, Maßnahmen oder Vorhaben zu machen.

(3) Der Förderempfänger muss darlegen, dass 

–  er seine Geschäfte ordnungsgemäß führen kann, 

–  er in der Lage ist, die Verwendung der Mittel bestim-
mungsgemäß nachzuweisen,

–  er die erforderlichen Einrichtungen für die Durchfüh-
rung der Projekte, Maßnahmen und Vorhaben bereit-
hält, 

–  er die erforderliche Eigenleistung erbringen kann und 

–  für das beantragte Projekt, die beantragte Maßnahme 
oder das beantragte Vorhaben nicht ausreichend eigene 
Mittel zur Verfügung stehen und somit ein Förderbe-
darf besteht.

(4) Soweit die geförderten Vorhaben im Sinne des §  1 
Absatz 8 von der LfM evaluiert werden, verpfl ichtet sich 
der Träger des Projektes, der Maßnahme bzw. des Vorha-
bens zur Mitwirkung, unter anderem durch Bereitstel-
lung von Unterlagen und Ergebnissen der Selbstevalua-
tion. 

(5) Die LfM kann darüber hinaus weitere Informationen 
und Nachweise verlangen.

(6) Insbesondere haben die Antragsteller eine Erklärung 
beizufügen, dass vor der Bekanntgabe des Bescheides 
nicht mit dem Projekt, der Maßnahme oder dem sonsti-
gen gemäß § 2 förderfähigen Vorhaben begonnen wird. 

§ 6
Bewilligung

(1) Zuschüsse werden durch Bescheid der LfM bewilligt. 
Dieser enthält Allgemeine Nebenbestimmungen. 

(2) In besonderen Fällen kann an die Stelle des Beschei-
des über die Bewilligung eines Zuschusses auch die Mit-
telgewährung auf der Grundlage eines Vertrages treten. 

§ 7
Verwendung von Zuschüssen, Verwendungsnachweis

(1) Der Zuschuss darf vom Zuschussempfänger nur zur 
Erfüllung des im Zuwendungsbescheid genannten 
Zwecks verwendet werden. Die bewilligten Mittel sind 
sparsam und wirtschaftlich zu verwenden. 

(2) Ansprüche aus dem Bescheid dürfen vom Zuschuss-
empfänger weder abgetreten noch verpfändet werden. 
Die Projekte, Maßnahmen und Vorhaben dürfen weder 
ganz noch in Teilen einem Dritten übertragen werden. 

(3) Mittel, die für den Zweck der Bewilligung nicht be-
nötigt werden, die nicht zweckentsprechend verwendet 
werden oder deren Verwendung in anderer Weise gegen 
diese Bewilligungsbedingungen verstößt, sind vom Zu-
schussempfänger der LfM unverzüglich zurückzuer-
statten. Vorübergehend nicht benötigte Mittel sind im 
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Rahmen der Liquiditätserfordernisse zinsbringend anzu-
legen; die Zinserträge dürfen nur für den Bewilligungs-
zweck verwendet werden oder sind andernfalls unver-
züglich der LfM zu überweisen oder ihr zum Zwecke der 
Verrechnung anzuzeigen. 

(4) Gegenüber der LfM hat der Zuschussempfänger 
einen Verwendungsnachweis zu führen, der die zweck-
entsprechende Verwendung der Zuschüsse erkennen 
lässt. Der Verwendungsnachweis besteht aus einem 
Sachbericht einschließlich der Sendebeiträge und einem 
zahlenmäßigen Nachweis. Zwischenberichte und weitere 
Nachweise, insbesondere hinsichtlich der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer sind nach Maßgabe des Bewilli-
gungsbescheides vorzulegen. 

(5) Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die 
Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und 
sparsam verfahren worden ist und die Angaben mit den 
Belegen übereinstimmen.

(6) Im Verwendungsnachweis ist anzugeben, wo die Ori-
ginalbelege eingesehen bzw. angefordert werden können. 

(7) Für den Fall, dass im Rahmen einer Antragstellung 
oder eines Verwendungsnachweises für das laufende 
Haushaltsjahr Allgemeinkosten für Verwaltung, Organi-
sation, Raum oder Technik bereits nachgewiesen wurden, 
kann die LfM festlegen, dass diese bei einer erneuten 
Förderung lediglich dem Grunde nach in geeigneter 
Weise dargelegt werden müssen. Auf einen Einzelkosten-
nachweis kann insoweit verzichtet werden. 

(8) Die LfM ist zum Zwecke der Erhebung statistischer 
Daten, unter anderem zur Anpassung der Förderhöchst-
beträge und Pauschalen und zur Einsichtnahme in die 
Vertragsunterlagen zum Projekt, berechtigt.

(9) Die jeweiligen Belege sind für Prüfungen durch die 
LfM fünf Jahre aufzubewahren, sofern nicht nach steu-
errechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere 
Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

§ 8
Prüfung der zweckentsprechenden Verwendung 

von Zuschüssen

(1) Die LfM kann beim Zuschussempfänger jederzeit 
Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen – so-
weit sie nicht bereits mit dem Verwendungsnachweis 
vorzulegen sind – zur Einsichtnahme anfordern oder die 
zweckentsprechende Verwendung durch Einsichtnahme 
in die Bücher, Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen 
örtlich prüfen; sie kann sich hierzu Beauftragter bedie-
nen.

(2) Der Landesrechnungshof NRW ist berechtigt, beim 
Zuschussempfänger die zweckentsprechende Verwen-
dung des Zuschusses nach dieser Satzung zu überprüfen. 

§ 9
Rücknahme, Widerruf des Zuschusses

(1) Rücknahme oder Widerruf von Zuschussbescheiden 
sowie als Folge hiervon die Rückforderung der Zu-
schüsse richten sich nach Verwaltungsverfahrensrecht 
(§§ 48, 49, 49 a VwVfG NRW). 

(2) Außerplanmäßige Eigenleistungen sind grundsätzlich 
auf die Zuwendung anzurechnen und im Verwendungs-
nachweis darzustellen. Den sich hieraus ergebenden 
Rückforderungsanspruch der LfM kann die LfM auf An-
trag für zusätzliche Projekte, Maßnahmen oder Vorhaben 
zur Verfügung stellen. Dies gilt auch für im Bewilli-
gungszeitraum nicht abgeforderte Förderbeträge.

(3) Der Widerruf des Bewilligungsbescheides ist insbe-
sondere zulässig, wenn die LfM feststellt, dass Förderziel 
und -zweck bei den getätigten Ausgaben nicht eingehal-
ten wurden.

§ 10
Richtlinien und Bekanntgaben

Weitere Einzelheiten der Förderung nach dieser Satzung 
können durch Richtlinien oder Bekanntgaben der LfM 
geregelt werden. 

§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Fördersatzung Bürgerfunk vom 
18. Dezember 2009 (GV. NRW. 2010 S. 120) außer Kraft.

Düsseldorf, den 21. November 2014

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Dr. Jürgen  B r a u t m e i e r

– GV. NRW. 2014 S. 848

26

Dritte Verordnung 
zur Änderung der Härtefallkommissions-

verordnung
Vom 25. November 2014

Auf Grund des § 23 a Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 
(BGBl. I S. 162) verordnet die Landesregierung:

Artikel 1

In § 9 der Härtefallkommissionsverordnung vom 14. De-
zember 2004 (GV. NRW. S.  820), die zuletzt durch Arti-
kel 7 der Verordnung vom 3. November 2009 (GV. NRW. 
S.  561) geändert worden ist, wird die Angabe „2014“ 
durch die Angabe „2015“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 25. November 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Für den 
Minister für Inneres und Kommunales

Der Justizminister

Thomas  K u t s c h a t y

– GV. NRW. 2014 S. 850

7823

Verordnung
über die Anerkennung

von Betrieben für die Kontrolle
von Pflanzenschutzgeräten

(Pflanzenschutzgerätekontrollverordnung – 
PfSchGerKVO)

Vom 25. November 2014

Auf Grund des § 16 Absatz 5 Satz 1 und 2 des Pfl anzen-
schutzgesetzes vom 6. Februar 2012 (BGBl.  I S.  148, 
1281) verordnet die Landesregierung:
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§ 1
Anerkennung

(1) Gewerbliche Betriebe können auf Antrag von der zu-
ständigen Behörde als Kontrollstelle zur Durchführung 
von Kontrollen an Pfl anzenschutzgeräten anerkannt 
werden, wenn

1.   der Betrieb die Gewähr bietet, dass die Kontrollen 
genau und zuverlässig durchgeführt werden und er 
die Kontrollordnung anerkennt,

2.   der Betrieb in ausreichendem Umfang Personen ein-
setzt, die für die Kontrolle von Pfl anzenschutzgeräten 
fachlich geeignet sind,

3.   dem Betrieb die für die Kontrollarbeiten notwendige 
Ausrüstung zur Verfügung steht und

4.   der Betrieb einvernehmlich mit der zuständigen Be-
hörde Kontrollbereitschaft sicherstellt.

Die näheren Voraussetzungen ergeben sich aus Anlage 1.

Das Anerkennungsverfahren kann auch über eine ein-
heitliche Stelle nach den Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 12. November 1999 (GV. NRW. S.  602), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 2014 (GV. 
NRW. S. 294) geändert worden ist, abgewickelt werden.

(2) Kontrollstellen, die in einem anderen Bundesland, 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum als solche amtlich anerkannt sind, 
haben die beabsichtigte Aufnahme ihrer Tätigkeit in 
Nordrhein-Westfalen der zuständigen Behörde anzuzei-
gen. Mit der Anzeige ist der Nachweis der amtlichen An-
erkennung als Kontrollstelle zu erbringen sowie der Ort 
für die Durchführung der Kontrolle zu benennen.

§ 2
Berechtigung der Kontrollstellen

Die anerkannten Kontrollstellen sind berechtigt,

1.   Kontrollen gemäß dem Anerkennungsbescheid durch-
zuführen 

2.   Anerkennungsschilder nach dem Muster der Anlage 2 
zu führen und

3.   Prüfplaketten nach dem Muster der Anlage 3 zu ver-
geben.

§ 3
Verpflichtung der Kontrollstellen

Die Kontrollstellen verpfl ichten sich,

1.   den Beauftragten der zuständigen Behörde während 
der ortsüblichen Geschäftszeit jederzeit Zugang zu 
den Kontrolleinrichtungen und -unterlagen zu gestat-
ten,

2.  den Kontrollablauf betreffende Auskünfte zu erteilen,

3.   den Inhalt der Geräte-Kontrollberichte vertraulich zu 
behandeln,

4.   den Wechsel des Betriebsinhabers und des Kontroll-
personals der zuständigen Behörde anzuzeigen und

5.   die Durchführung von Kontrollen in einem anderen 
Bundesland der dort zuständigen Behörde vor Auf-
nahme der Kontrolltätigkeit anzuzeigen.

§ 4
Gebühren

Die Anerkennung einer Kontrollstelle ist gebühren-
pfl ichtig. 

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. Die Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2024 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 25. November 2014

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerpräsidentin

Hannelore  K r a f t

Der Minister
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,

Natur- und Verbraucherschutz

Johannes  Re m m e l
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Anlage 1 
(zu § 1 Satz 2) 

Voraussetzungen für die Anerkennung 
als Kontrollstelle 

 
1 Kontrollpersonal 
 
1.1 Die Kontrollstellen haben für die Kontrolle von Pflanzenschutzgeräten Personal 
einzusetzen, das eine abgeschlossene fachbezogene Berufsausbildung und die erforderliche 
Zuverlässigkeit besitzt sowie die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten über 
die pflanzenschutztechnischen Anforderungen und über die Funktion und Einstellung der 
Pflanzenschutzgeräte nachgewiesen hat und über ein Mindestmaß an Erfahrungen verfügt. 
 
1.2 Die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten können im Rahmen von 
Schulungen durch die zuständige Behörde erworben werden. Hierüber kann ein 
Erfolgsnachweis verlangt werden. Innerhalb von fünf Jahren muss das Kontrollpersonal an 
einer Fortbildungsmaßnahme der zuständigen Behörde teilnehmen. Der Zeitraum beginnt am 
1. Januar 2015. 
 
1.3 Als fachbezogene Berufsausbildung gilt eine abgeschlossene Ausbildung im 
Landmaschinenhandwerk (Landmaschinenmechaniker). Verfügt eine für die Durchführung 
von Kontrollen eingesetzte Person nicht über diese Qualifikation, muss sie mindestens eine 
Schulung und einen Erfolgsnachweis gemäß 1.2 vorweisen. 
 
2 Kontrollort 
 
Es muss eine geeignete Halle oder ein geeigneter Platz vorhanden sein. Zur Eignung gehört 
insbesondere der Schutz vor Witterungseinflüssen. Es ist sicherzustellen, dass nur gereinigte, 
mit sauberem Wasser gefüllte Pflanzenschutzgeräte zur Kontrolle zugelassen werden und das 
verwendete Wasser aufgefangen und zurückgegeben oder ordnungsgemäß entsorgt wird. Die 
Vorschriften des Wasserhaushaltsrechts sind zu beachten. 
 
3 Kontrollausrüstungen 
 
Zu den Kontrollausrüstungen gemäß § 1 Nummer 3 gehören, sofern für die im 
Anerkennungsbescheid aufgeführten Kontrollarbeiten notwendig, 
- eine Prüfeinrichtung zur Messung der Querverteilung nach Richtlinie 3-2.0 des Julius Kühn-
Institut (JKI) für die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten, 
- eine Prüfeinrichtung zur Messung des Einzeldüsenausstoßes nach Richtlinie 3-2.0 des JKI 
für die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten, 
- Prüfeinrichtungen zur Messung des Pumpenvolumenstroms und zur Überprüfung von 
Durchflussmessern nach Richtlinie 3-2.0 des JKI für die Prüfung von Pflanzenschutzgeräten, 
- eine Manometerprüfeinrichtung nach Richtlinie 3-2.0 des JKI für die Prüfung von 
Pflanzenschutzgeräten, 
- wenigstens zwei Messzylinder nach Richtlinie 3-2.0 des JKI für die Prüfung von 
Pflanzenschutzgeräten, 
- ein Drehzahlmessgerät, 
- eine Stoppuhr, 
- Hilfsmittel zur Überprüfung des Düsenabstandes und -einstellwinkels. 
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Zur Sicherstellung der geforderten Messgenauigkeit sind die Prüfeinrichtungen mindestens 
alle drei Jahre von Sachverständigen zu überprüfen. Die Messgenauigkeit der hierfür 
verwendeten Vergleichsmessgeräte muss höher sein als die der zu überprüfenden 
Prüfeinrichtungen. Das Ergebnis dieser Überprüfung ist in einem Gerätebuch festzuhalten. 
Zweckmäßigerweise wird das überprüfte Messgerät mit einem entsprechenden Aufkleber 
versehen. 
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Anlage 2
(zu § 2 Nr. 2)
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Anlage 3 
(zu § 2 Nr. 3) 

Muster der Prüfplakette: 
 
Siehe Anlage 6 (zu § 5) der Pflanzenschutz-Geräteverordnung vom 27. Juni 2013 (BGBl. I S. 
1953, 1962) in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Material: selbstklebende Folie. 
 
Größe: 75 mm Durchmesser. 
 
Farben: 
 
Jahr Farbe RAL - Nr. 
2013 orange 2000 
2014 blau 5015 
2015 gelb 1012 
2016 braun 8004 
2017 rosa 3015 
2018 grün 6018 
 
Die Farben wiederholen sich für die nachfolgenden Jahre in dieser Reihenfolge. Die Schrift 
ist in jedem Fall schwarz. 
 
Größe des Feldes für die Anschrift der Kontrollwerkstatt: 
 
60 mm breit, 
 
25 mm hoch. 
 
Die Anschrift der Kontrollstelle kann entweder direkt auf die Prüfplakette gedruckt werden 
oder ist mit einem separaten Aufkleber nachträglich im Anschriftenfeld anzubringen. Im 
letzteren Fall muss selbstklebende Folie verwendet werden. 
 
Die Größe beträgt ebenfalls 60 mm Breite und 25 mm Höhe. Die Schrift ist schwarz. 
 
Die Prüfplakette ist mit einer von der zuständigen Behörde vergebenen Nummer 
einschließlich der Länderkennung NRW zu versehen. 

– GV. NRW. 2014 S. 850
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Zweite Verordnung
zur Änderung der Ausführungsverordnung VwVG

Vom 30. November 2014

Auf Grund des § 1 Absatz 2 Verwaltungsvollstreckungs-
gesetz NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156, ber. 2005 S. 818), der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. November 2012 
(GV. NRW. S. 622) geändert worden ist, verordnet das Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales im Einverneh-
men mit dem Finanzministerium:

Artikel 1

§  1 Absatz  1 Nummer  1 der Ausführungsverordnung 
VwVG vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 787), die zu-
letzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 27. Juni 2014 
(GV. NRW. S. 376) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1.   In Buchstabe p wird das Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt.

2.  Folgender Buchstabe q wird angefügt:

  „q) der Gewährung von Darlehen für Gewerbetrei-
bende und Freiberufl er in der Kreativwirtschaftsbran-
che (Kreativdarlehen) oder“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 30. November 2014

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ralf  J ä g e r

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2014 S. 856


